40. Donnerſtag 


Inland. 


Berlin, den 15. Febr. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Den bisherigen Land- und Stadtrichter, Kreis-Juſtiz-Rath Falcke zu Zehden, 
zum Direktor des dortigen Land- und Stadtgerichts zu ernennen. 


Der Pair von Frankreich und Grand von Spanien, Herzog von Caylus, 
iſt nach Paris abgereiſt. 


Ständiſche Angelegenheiten. 


Funfzehnte Sitzung des Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes. 
(8. Februar.) [Schluß.] 


Der Regierungs⸗Kommiſſar von Reyher: Die Regierung hat ein gro⸗ 
bes Intereſſe, daß dieſer Paragraph beibehalten werde, und zwar um des⸗ 
halb, weil ſich die Zahl der latilirenden Miliiairpflichtigen ſehr geſteigert hat, 
namentlich in den letzten Jahren, indem fie nach einer kürzlich zuſammenge⸗ 
ſtellten Ueberſicht über 23,006 beträgt. Dieſe Zahl iſt fo bedeutend, daß die 
Sache, wie bisher, nicht fortdauern darf, und Alles, was etwa geſchehen 
könnte, wäre, daß man den Termin verlängerte, den die Regierung auf drei 
Monate in dem Entwurf feſtgeſetzt hat. Es würde ſich nichts dagegen zu er⸗ 
innern ſinden, wenn er auf ein Jahr ausgedehnt würde, ſollte aber der Pa⸗ 
ragraph ganz wegbleiben, fo würde das mit außerordentlichen Nachtheilen 
für die Armee und insbefondere für das Erſatzweſen verbunden fein. und ich 
muß alſo dringend wünſchen, daß die hohe Verſammlung den Paragraphen 
annimmt. 

Nach mehrfachen Debatten wird der §. 130 dahin gemildert: 
„Wer ſich ein Jahr nach Erlaß des Proklama nicht ſtellt, wird fo 
angeſehen, als wenn er ſich dem Militairdienſt entziehen wolle.“ 

„F. 131. Wer einen Preußiſchen Unterthan zum Militairdienſt fremder 
Mächte anwirbt oder den Werbern der letzteren zuführt, if, mit Strafar⸗ 
beit von ſechs Monaten bis zu drei Jahren zu beſtrafen.“ (Angenommen.) 

„§ 132. Wer einen Preußiſchen Soldaten vorſätzlich zur Deſertion 
verleitet oder die Deſertion vorſätzlich befördert, iſt mit ſechsmonatlicher bis 
fünfjähriger Strafarbeit oder mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren zu beſtrafen“ 

(Die hier feſtgeſtellte Strafe wird dahin gelindert: Gefängniß nicht un- 
ter 3 Monaten und Strafarbeit bis zu 5 Jahren.) 

VS. 133. Wer von dem Vorhaben einer Deſertion zu einer Zeit, zu 
welcher die Verhütung des Verbrechens möglich iſt, glaubhafte Kenntniß 
erhält und es unterläßt, davon der Obrigkeit zur rechten Zeit Anzeige zu 
machen (§. 49.), ſoll, wenn die Deſertion wirklich begangen wird, mit 
Gefängniß beſtraft werden.“ 

findet vielfachen Widerſpruch, weil es bedenklich erſcheint, die Einwohner des 

Staats zur Denunciation zu zwingen. Bei der Abſtimmung find 46 Stim- 

men für Streichung, 48 für Beibehaltung des §. 133. 

„F. 134. Wer ſich zu dem Militalrdienſte durch Selbſtverſtümmelung 
oder auf andere Weiſe vorſätzlich unfähig macht, oder ſeine Unfähigkeit 
hierzu durch einen Anderen bewirken läßt, ſo wie der, welcher zu dieſem 
Zwecke die Unfähigkeit eines Anderen vorſätzlich bewirkt, fol mit Strafar- 
beit von einem bis zu fünf Jahren oder mit Zuchthaus bis zu fünf Jah⸗ 
ren beſtraft werden. Gegen denjenigen, welcher mit Verletzung beſonderer 
Amts⸗ oder Verufspflichten die Unfähigkeit eines Anderen zum Militair- 
dienſte bewirkt, iſt überdies noch auf Amtsentſetzung oder auf Verluſt der 
Befugniß zur ſelbſtſtändigen Betreibung ſeiner Kunſt oder ſeines Gewerbes 
zu erkennen.“ (Angenommen.) N 

„F. 135. Aerzte und Wundärzte, welche wider beſſeres Wiſſen falſche 
Thatſachen bezeugen, um dadurch die Befreiung eines Anderen vom Mili⸗ 
tairdienſte zu bewirken, ſollen mit Gefängniß nicht unter ſechs Monaten 
oder mit Strafarbeit von ſechs Monaten bis zu fünf Jahren beſtraft und 
zugleich der Befugniß zur ferneren Praxis, für immer oder auf Zeit, ver⸗ 
luſtig erklärt werden.“ } ; 

Bei der Abſtimmung tritt infofern eine Milderung der hier verhängten 

Strafe ein, als ſtatt des Verlustes der Praxis nur die ſernere Beſugniß zur 

Ausſtellung von Atteſten verloren gehen ſoll. 


Druck und Verlag der Hof- Buchdruckerei von W. Decker & Comp. Verantwortlicher Redakteur: G. Müller. 


den 17. Februar 1848. 


„S. 136. Wer auswandert, ohne feine Entlaſſung aus dem Untertha⸗ 
nen⸗Verhältniſſe erhalten zu haben, iſt mit einer Geldbuße bis zu einhun⸗ 
dert Thaler zu beſtrafen.“ 

Die Majorität beantragt mit der Abtheilung Wegfall des $. 136. 

„F. 137. Wer es ſich zum Geſchäft macht, Preußiſche Unterthanen zur 
Auswanderung zu verleiten, ſoll mit Gefängniß nicht unter einem Monate 
oder mit Strafarbeit bis zu zwei Jahren beſtraft werden.“ (Angenommen.) 

„F. 138. Eben dieſe Strafe it gegen denjenigen zu erkennen, welcher 
es ſich zum Geſchäft macht, Vorſteher, Gehülfen oder Arbeiter inländiſcher 
Fabriken dazu zu verleiten, daß fie vor Ablauf der Kontraktzeit den Dienſt 


ihres Fabrikherrn verlaſſen und in den Dienſt ausländiſcher Fabrikherren f 


übergehen.“ (Angenommen.) 

„F. 139. Ausländer, welche durch richterliches Urtheil des Landes ver⸗ 
wieſen ſind und ohne Erlaubniß zurückkehren, ſind mit Gefängniß nicht 
unter drei Monaten oder mit Strafarbeit bis zu zwei Jahren und zugleich 
mit erneuerter Landesverweiſung zu beſtrafen.“ 

„Gefängniß von einem Monate bis zu einem Jahre oder Strafarbeit bis 
zu einem Jahre ſoll eintreten, wenn ein Ausländer durch polizeiliche Ver⸗ 
fügung des Landes verwieſen iſt und ohne Erlaubniß zurückkehrt.“ (An⸗ 
geuommen.) 

„§. 140. Wer unter beſondere Polizei-Auffiht geſtellt iſt und den in 
Folge derſelben ihm auferlegten Beſchränkungen der Freiheit (§§. 31., 32.) 
ſich entzieht, ſoll mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beftraft werden.“ 
(Angenommen.) x 


Von Wichtigkeit find die Debattten, welche ſich über die nächſten drei 
ee erheben, in denen von den geheimen Verbindungen die 
ede iſt. 

„§. 141. Die Theilnahme an einer Verbindung, welche entweder von 
der Obrigkeit beſonders unterſagt worden iſt, oder deren Daſein, Verfaſ⸗ 
ſung oder Zweck vor der Obrigkeit nach der Abſicht der Theilnehmer ge⸗ 
heim gehalten werden ſoll, oder in welcher gegen unbekannte Obere Ge⸗ 
horſam oder gegen bekannte Obere unbedingter Gehorſam verſprochen wird, 
ſoll, ſelbſt wenn der Gegenſtand oder Zweck der Verbindung an ſich nicht 
uuerlaubt iſt, mit Gefängniß oder Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten 
beſtraft werden. Die Stifter, Vorſteher und Beamten einer ſolchen Ver⸗ 
bindung ſind mit Gefängniß oder Feſtungshaft von einem Monate bis zu 
einem Jahre zu beſtrafen.“ 

„F. 142. Die Theilnahme an einer Verbindung, zu deren Zwecken oder 
Beſchäftigungen es gehört, Maaßregeln der Verwaltung oder die Vollzie⸗ 
hung von Geſetzen zu verhindern oder zu entkräften, ſoll mit Gefängniß 
oder Feſtungshaft von 2 Monaten bis zu 1 Jahre, an den Stiftern, 
Vorſtehern und Beamten der Verbindung aber im Gefängniß nicht unter 
6 Monaten oder mit Feſtungshaft von 6 Monaten bis zu 2 Jahren be⸗ 
ſtraft werden.“ 

„S., 143. Die Theilnahme an einer Verbindung, zu deren Zwecken oder 
Beſchäſtigungen es gehört, über Veränderungen der Staats Verfaſſung, 
ſei es des Preußiſchen Staates oder des Deutſchen Bundes, zu berath⸗ 
ſchlagen, ſoll, inſofern nicht ſchon der Zweck oder die Beſchäftigung der 
Verbindung ſelbſt in einer als Verbrechen ſtrafbaren Handlung beſteht 
(88. 71. ff.), mit Gefängniß oder Feſtungshaft von 2 Monaten bis zu 2 
Jahren, an den Stiftern, Vorſtehern und Beamten der Verbindung aber 


mit Geſängniß nicht unter 6 Monaten oder mit Feſtungshaft von 6 Mos _ 


naten bis zu 5 Jahren beſtraft werden. Nach richterlichem Ermeſſen iſt 
auch auf Stellung unter beſondere Polizei-Auſſicht zu erkennen.“ 


Die Abtheilung hat in ihrem Gutachten die Geſetzgebung, welche in Be⸗ 
treff der geheimen Verbindungen erlaſſen worden iſt, hiſtoriſch entwickelt. Sie 
hebt namentlich hervor, daß nach dem Landrecht geheime Verbindungen ei⸗ 
gentlich gar nicht verboten ſeien, daß der Obrigkeit nach §. 181. und 185, 
Theil II. Tit. 20. vielmehr nur ein Aufſichtsrecht zuſtehe. Das Edikt vom 
20. Oktober 1798 habe erſt Kriminalſtrafen für geheime Verbindungen an⸗ 
geordnet, jedoch nur in ſo fern als eine Verkindung politiſche Zwecke ver⸗ 
folge oder als in ſolchen unbekannten Oberen Gehorſam gelobt würde. Auf 
diefer durch ein Geſez vom 6. Januar 1816 republizirien Verordnung habe 
die Geſetzgebung in Betreff der unerlaubten Verbindungen bis in die neueſte 
Zeit fortgebaut, ohne weſentlich in den beiden aus den eben angeführten Be⸗ 
fimmungen ſich ergebenden Kriterien folder Verbindungen etwas zu ändern 
Der vorliegende Gefeg-Entwurf gehe aber viel weiter, indem l 
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nach §. 141. die Theilnahme an einer Verbindung, die aus keinem der 
vorbezeichneten Gründe unerlaubt, aber von der Obrigkeit beſonders unter⸗ 
ſagt worden iſt, lediglich deshalb mit Kriminalſtrafen geahndet werden ſoll. 
Die Abtheilung iſt daher mit 7 gegen 6 Stimmen der Anſicht, 5 
daß im F. 141. die Beſtimmung, wonach die Theilnahme an einer Ver⸗ 
bindung, welche „von der Obrigkeit beſonders unterſagt worden iſt,“ mit 
den in dieſem Paragraphen bezeichneten Strafen geahndet werden ſoll, 
en werde. 
au hat ſich die Abtheilung mit 8 gegen 5 Stimmen für die Anſicht 
entſchieden, daß im $ 142. die Worte: „Maaßregeln der Verwaltung“ 
weggelaſſen werden, und endlich verlangt die Abthlilung Fortfall der gan— 
F. 143. ; 
= Megierungs⸗ Kommifarius Biſchoff entwickelt in einer langen Rede 
die Grundſätze der Regierung in Betreff der fraglichen Materie und ſucht 
namentlich nachzuweiſen, daß die Regierung triftige Gründe habe, jede Ver— 
bindung ſorgfältig zu überwachen. a 
Abg. Graf v. Schwerin hebt hervor, bei den Verboten der geheimen 
Verbindungen handele es ſich nicht um eine Straſe für begangene Verbre⸗ 
chen, ſondern um eine reine Präventiv-Maaßregel. Dieſe Verbote ſtänden 
auf gleicher Stufe mit der Einrichtung der Cenſur. Der Redner ſchließt 
ſeine feurige gehaltvolle Rede mit den Worten: „Ich glaube, meine Herren, 
wir können es Alle mit Stolz ſagen, die Zeiten, wo ſolche Beſtimmungen 
nothwendig ſein mochten, ſind vorüber; das Jahr 1798 liegt weit hinter 
uns. In dem Entwickelungs⸗Stadium, in welchem ſich das Preußiſche Va⸗ 
terland heute befindet, wo wir, Dank ſei es der Bewilligung, die uns unſer 
großherziger König gemacht, im Begriff find, aus den engen Schranken der 
Büreaukratie in das öffentliche und freie Staatsleben herauszutreten, bedarf 
es der Cenſur nicht mehr, und bedarf es der Prävention nicht mehr in Bezug 
auf die Verbindungen. Die Negierung iſt ſtark, ſie bedarf nicht des Schutzes, 
den ihr §. 143. geben ſoll, fie kann es ertragen, daß über ihre Grundſätze 
frei berathſchlagt werde, und deshalb hat die Abtheilung am Schluſſe ihres 
Gutachtens geſagt, weil fie Preußen nicht nur eingetreten glaubt in die Reihe 
der freien Staaten, ſondern hofft, daß es ſortſchreiten werde auf der Bahn, 
die es betreten, ſo habe ‚fie 8. 143. verworfen und aus F. 141. die Verwal⸗ 
tungs⸗Willkühr herauszubringen geſucht.“ (Vielſtimmiges Bravo!) 
Abg. v. Werdeck tritt hingegen für die angegriffenen SS. auf, weil 
unſere kreisſtändiſchen und unſere Kommunal-⸗Inſtitunonen und andere ſtaat⸗ 
lich anerkannten Verſammlungen, ſo wie überhaupt die Entwickelung unſeres 
ganzen Gemeindelebens hinreichende Gelegenheit gäben, ſich mit den Angele- 
genheiten des Vaterlandes aufs Freiſte zu beſchäftigen. $ 
Folgende Fragen gelangen zur namentlichen Abſtimmung: 1) Soll auf 
Wegfall der Worte: „von der Obrigkeit beſonders unterſagt worden iſt 
angetragen werden? (mit „Ja“ ſtimmen 49, mit „Nein“ 48.) 2) Soll 
beantragt werden die Worte „Maaßregeln der Verwaltung“ wegfallen zu 
laſſen? (mit „Ja“ ſtimmen 47, mit „Nein“ 50.) 3) Soll auf Wegfall des 
8. 143. angetragen werden? (mit „Ja“ ſtimmen 79, mit „Nein“ 18.) 


Sechzehnte Sitzung des he ſtändiſchen Ausſchuſſes. 
(9. Februar.) i i 
„§. 144. Oeffentliche Beamte, welche ſich der Theilnahme an einer 
unerlaubten Verbindung (§§. 141. 142. 143.) ſchuldig machen, find zugleich 
mit Amtsentſetzung zu beſtrafen.“ (Angenommen) 5 
„S. 145. Wer ſich die Ausübung eines ihm nicht zuſtehenden Hoheits⸗ 
rechts oder Negals anmaaßt, ingleichen wer in Ausübung eines ihm zu⸗ 
ſtehenden Hoheitsrechtes oder Regals die Grenzen deſſelben vorſätzlich über⸗ 
ſchreitet, iſt mit Geldbuße bis zu zweitauſend Thaler oder mit Gefängniß⸗ 
i belegen.“ f 2 ] 
2 beantragt Streichung des §. 145., weil es ſich bei ſol⸗ 
chem um Verhältniſſe von rein civilrechtlicher Natur handle. Bei der Abſtim⸗ 
mung tritt die Verſammlung mit einer Majorität von mehr als zwei Drit- 
theilen dem Antrage der Abtheilung bei. RER 
„F. 146. Wer vorſätzlich und widerrechtlich öffentliche Abgaben dem 
Staate oder einem anderen Berechtigten entzieht, ſoll den vierfachen Betrag 
des Entzogenen als Strafe erlegen.“ 5 
Auch dieſen §. wünſcht die Abtheilung geſtrichen zu ſehen, da die Steuer⸗ 
Verordnungen dem Staate einen hinreichenden Schutz gewähren. Die Ver⸗ 
ſammlung tritt auch dieſem Antrage der Abtheilung mit einer Majorität von 
mehr als zwei N fr 18 den §§. 145. und 146. fallt §. 147. 
da er ſich auf beide beziehet. 
br 189118 ns in Worten, Schriften, Abbildungen oder ande⸗ 
ren Darſtellungen Gott läſtert, oder eine der chriſtlichen Kirchen, oder eine 
geduldete Religions⸗Geſellſchaft, oder ihre Lehren, Einrichtungen oder Ge⸗ 
bräuche, oder die Gegenſtände ihrer Verehrung durch Schmähung oder 
Verſpottung herabzuwürdigen ſucht, ingleichen wer in Kirchen oder anderen 
von der Obrigkeit geſtatteten religiöſen Verſammlungs-Orten an Gegen⸗ 
Händen, welche dem Gottesdienſte unmittelbar gewidmet find, beſchimpfenden 
Unfug verübt, iſt mit Gefängniß oder mit Strafarbeit bis zu 3 Jahren 
zu beſtrafen.“ Gutachten der Abtheilung zu §. 118. - 

In dieſem Paragraphen werden als Religions-Geſellſchaften nebeneinan⸗ 
der geſtellt: „Christliche Kirchen oder geduldete Religions Geſellſchaften.“ 
Obgleich dieſe Bezeichnungen alle im Staate beſtehenden Religions- Geſell⸗ 
ſchaften begreifen, ſo iſt doch gegen die gewählten Bezeichnungen eingewendet 
worden, daß ſie zu irrigen Anfihten führen würden. Einmal nämlich könne 
aus dieſen Bezeichnungen gefolgert werden, als dürften geduldete Religions⸗ 
Geſellſchaften auf den Charakter der Kirche keinen Anſpruch machen, während 
doch hierüber das Geſet nicht zu entſcheiden habe, und dann könne dadurch 
zu der Annahme Veranlaſſung gegeben werden, daß der Staat nur chriftliche 
Religtons⸗Geſellſchaflen als Kirchen anerkenne. Um dieſen Mißdeutungen 
vorzubeugen, wurde vorgeſchlagen, ſtatl: „eine der christlichen Kirchen oder 
eine geduldere Religions⸗Geſellſchaft,“ zu ſetzen: „eine der vom Staate aner⸗ 
kannten 0 geduldeten Religions⸗Geſellſchaften.“ Die Abtheilung hat indeß 
mit 7 gegen 6 Stimmen dieſen Vorſchlag abgelehnt, weil die angegriffenen 
Ausdrücke materiell zu keinem Zweifel in der Beſummung des §. 118. Anlaß 
geben. Ferner hat die Abthtilung mit 10 gegen 3 Stimmen einen Antrag 

abgelehnt, die Beflimmung des ganzen Paragraphen fortzulaſſen, weil die 


4 


Anſicht leitend war, daß die Staatsbürger in ihrem Glauben gefhügt werden 
müſſen, und daß es nicht genügen könne, diejenigen lediglich dem Strafge⸗ 
richte der öffentlichen Meinung zu überlaſſen, welche Handlungen begehen, 
wie fie im F. 148. vorausgeſetzt werden. Außerdem aber iſt errinnert wors 
den, daß die „Gottesläſterung“ als ſtrafbares Verbrechen bezeichnet wird. 


Es wurde bemerkt, daß Gottesläſterung in abslractodnicht denkbar, weil 


Gott ein Begriff ſei, der verſchieden aufgefaßt werde. Wolle man „Gottes⸗ 
läſterung“ an ſich als ſtrafbar erklären, jo würde es lediglich von der ſubjek⸗ 
tiven Auffaſſung des Richters abhängig ſein, ob im konkreten Falle das Ver⸗ 
brechen begangen fei, und dies müſſe beſonders bei den religiöſen Zerwürfniſ⸗ 
ſen der Zeit als gefährlich erachtet werden. Die Wiſſenſchaft könne über 
den Begriff der Goltesläſterung keinen Anhalt bieten. Verſtehe man unter 
Gottestäfterung eine Beleidigung Gottes, ſo gehöre die Beurtheilung nicht 
vor den irdiſchen Richter und die Strafbeſtimmung in kein Strafgeſetz. Dahin 
könne fie nur gehören, wenn durch die Gottesläſterung zugleich einzelne 
Menſchen oder ganze Religions-Geſellſchaften in der von ihnen anerkannten 
Lehre über das Weſen Gottes herabgewürdigi und beleidigt würden; dann 
aber ſei es nicht nöthig, der Gottesläſterung als ſelbſiſtändiges Verbrechen 
zu erwähnen, weil das Verbrechen dann unter die übrigen im §. 148. be⸗ 
zeichneten ſtrafbaren Handlungen fallen würde. Die Abtheilung hat ſich 
daher mit 7 Stimmen, worunter die Stimme des Vorſitzenden, gegen 7 
Stimmen dafür entſchieden, daß die Gottesläſterung an ſich nicht als Ver 
brechen bezeichnet werden möge. b 

Juſtiz-Miniſter von Savigny führt für Veibehaltung der Worte 
„Gott läſtern“ in dem §. 148. an, daß die Gottesläſterung von je her 
als ein Verbrechen angeſehen worden ſei und daß es einen üblen Eindruck 
machen müſſe, wenn unſere Zeit hierin abweichen wolle. Die Gottesläſterung 
beleidige nicht nur eine einzelne Religions-Geſellſchaft, ſondern fie empöre 
jeden, ohne Unterſchied der Confeſſion, in feinen heiligſten Gefühlen. Des⸗ 
halb ſei fie ſchon an und für ſich ſtrafbar. 

Abg. Graf Schwerin: „Die Gottesläſterung an und für ſich kann 
kriminalrechtlich nicht ſtrafbar ſein. Die Abtheilung hat dazu für den Staat 
durchaus kein Recht auffinden können, ſondern ſie hat geglaubt, der Staat 


habe nur inſofern ein Recht, die Gottesläſterung zu beſtrafen, als dadurch 


das Recht der freien Religionsübung und der Anerkennung der religiöſen 
Ueberzeugung irgend einer religiöſen Geſellſchaft, die in ſeinem Schooße ge— 
duldet iſt, alterirt wird. Deshalb hat die Abtheilung geglaubt, daß es ſehr 
gefährlich ſei, dieſe beiden Worte „Gott läſtern“ im Paragraphen ſtehen zu 
laͤſſen. Wir dürfen nur auf die frühere Geſchichte zurückgehen, meine Her— 
ren, um uns zu vergegenwärtigen, was Alles unter dem Begriffe der Got⸗ 
tesläſterung zur Strafe gezogen worden iſt. Gerade in Zeiten religiöſer Auf⸗ 
regung, in denen wir uns befinden, wo viel Neues ſich Bahn brechen will, 
iſt es durchaus nothwendig, daß man in dieſer Beziehung die Grenzen der 
Strafgewalt des Staats recht eng zieht, damit nicht in die ſubjektive Ueber⸗ 
zeugung des Richters das Urtheil gelegt werde, wie weit er den Begriff der 
Gottesläſterung auszudehnen oder zu begrenzen habe. Die Grenzen find aber 
meiner Meinung nach für den Staat auch no felbft gegeben; fie lies 
gen da, wo fie die Abtheilung hat erkennen wollen. Wo eine Verletzung 
irgend einer Religions⸗Geſellſchaft durch abſichtliche Schmähung ihrer Lehren 
und Gebräuche ſtaltfindet, da muß ſie beſtraft werden, wo dies aber nicht der 
Fall iſt, kann auch für den Staat ein öffentliches Aergerniß nicht gegeben 
ſein; da iſt bei der Gottesläſterung kein Verbrechen, ſondern nur eine Sünd 
vorhanden. ö N 
Abg. Sperling: Unter Ludwig IX. wurde die Gottesläſterung damit 
veſtraft, daß dem, der ſich derſelben ſchuldig machte, die Zunge mit einer 
glühenden Zange ausgeriſſen wurde, und da der Begriff nicht feſtgeſtellt war, 


traf die Strafe Tauſende, welche ſich des Fluchens, aber nicht einer Gottes- 


läſterung ſchuldig machten. Wenn nun der Paragraph unſeres Entwurfs 
ſtehen bleiben ſollte, wie er gefaßt iſt, würden wir zwar nicht die Strafe des 
Zungenausreißens zu befürchten haben, aber doch ebenfalls beſorgen können, 
daß ſo Manchen eine ungerechte Strafe treffen möchte, eben weil auch in un⸗ 
ſerem Geſetze nicht angegeben iſt, was Gottesläſterung bedeutet. Ich kann mir 
es unmöglich denken, daß es in der Abſicht des Gouvernements gelegen habe, 
die Gottesläſterung an und für ſich als ein beſonderes Verbrechen gegen Gott 
zu ſtrafen. Dieſes wäre ja ein Eingriff in die himmliſchen Majeſtäts rechte; 
andererſeits iſt es nicht meine Meinung, daß dergleichen Unſittlichkeiten un⸗ 
geahndet bleiben müſſen, vielmehr will ich, daß dem öffentlichen Jntereſſe 
Genugthuung gewährt werde; aber ich glaube, daß dies hinreichend geſchehen 
werde, wenn man die Gottesläſterung in Beziehung auf die Religionsgeſell⸗ 
ſchaften als ſtrafbar auffaßt, inſoweit nämlich, als ſie für dieſe eine Krän- 
kung enthält. Dieſes iſt in den ferneren Worten des Paragraphen geſchehen, 
und deshalb ſtimme ich ebenfalls für Streichung der Wort „Gott läſtern.“ 
Abgeordnete Werdeck führt zunächſt gegen Herabſetzung des Strafmaa⸗ 
ßes von 3 Jahren auf 2 Jahre an, daß die Verſammlung bereits für wört⸗ 
liche Beleidigungen hochſtehender Perſonen ein Strafmaaß von 3 Jahren 
genehmigt habe und daß alſo eine Beleidigung Gottes und der Religions⸗ 
Geſellſchaften nicht geringer beftraft werden dürfe. Dann macht dieſer Red⸗ 
ner den Vorſchlag, den Begriff der Gottesläſterung durch den Zufag: „wenn 
dadurch öffentliches Aergerniß herbeigeführt wird,“ enger zu 
begrenzen. 2 er 
Abgeordnete Krauſe ſtimmt dieſem Vorſchlage bei und verweiſet darauf, 
daß der entſprechende §. 217. des Landrechts: „Wer durch öffentlich ausge⸗ 
ftoßene grobe Gottesläſterungen zu einem gemeinen Aergerniſſe Anlaß giebt, 
ſoll — beſtraft u. ſ. w. und über die Größe feines Verbrechens belehrt wer⸗ 
den“, viel zweckmäßiger gefaßt fe. Er bemerkt überdies zur Rechtfertigung 
feiner Anſicht: „Vernünftige Menſchen, die Gott läſtern, find mir noch nicht 
vorgekommen. Giebt es aber Menſchen, die ſo etwas im Paroxismus aus⸗ 
ſprechen, ſo muß man ſie ins Irrenhaus ſchicken. Wollte man Jeden, der 
eine andere Anſicht über die Gottheit ausſpricht, ſogleich zur Beſſrafung zie⸗ 
hen, fo würde man neue Inquiſitionsgerichte hervorrufen müſſen. Es wer⸗ 
den die ſogenannten Gottesläfterer immer eine Religtonsgeſellſchaft beleidigen 
und niemals ungeſtraft wegkommen. Deshalb wünſche ich, daß die Worte — 
Gott läſtert, geſtrichen würden.“ 1 ER 
Abgeordnete Graf Schwerin ſchlägt nunmehr einen Mittelweg zur Aus⸗ 
gleichung der verſchledenen Anſichten vor: Man ſoll die Worte „Gott lästert“ 
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ſtehen laſſen, aber Gottesläſterung nur dann firafen, wenn ſie zugleich die 
Beleidigung einer Religions-Gefellihaft enthlelte. f 

Zur Abſtimmung gelangen drei Fragen: 

1) Sollen die Worte „Gott läſtert“ fortfallen? (wird verneint.) 

2) Der Vorſchlag des Abgeordneten Grafen von Schwerin: dem Paragra⸗ 
phen vorbehaltlich weiterer Faſſung die Anordnung zu geben: „wer öffentlich 
in Worten u. ſ. w. durch Gottesläfterung oder auf andere Weiſe eine der 
chriſtlichen Kirchen herabzuwürdigen oder zu ſchmähen ſucht“ (mit Ja ſtim⸗ 
men 57, mit Nein 38.) 

3) Soll das Strafmaaß auf 2 Jahre herabgeſetzt werden? (wird verneint.) 

[Schluß ſolgt. (Voſſ. Ztg.) 


(Die neue Däniſche Verfaſſung.) Darüber kann feine Täuſchung 
obwalten, daß eine Reichsverfaſſung nur Danemark, nicht aber den Herzogthü⸗ 
mern zu Gute kommen wird. Das in tiefen Verfall gerathene Königreich wird 
eine neue kräftigere Lebensentwickelung beginnen, die noch vorhandenen geſunden 
Kräfte, die der Abſolutismus niederhielt, werden ſich mächtig entfalten, dem Dä- 
niſchen Patriotismus wird wieder ein weites Gebiet eröffnet und die ſchon von der 
Auflöſung bedrohte Monarchie wird mit den Deutſchen Herzothümern von Neuem 
und dies Mal inniger und ſeſter als zuvor verknüpft. Die Deutſchen Herzogthü⸗ 
mer mußten ſich bisher gefallen laſſen, daß man, im Widerſpruch gegen verbriefte 
Rechte ihre Finanzen, ihr Heer mit den Däniſchen Finanzen, dein Däniſchen Heer 
zuſammenwarf; eine Reichsverfaſſung wird dieſe Vermiſchung geſetzlich ſanktioni⸗ 
ren und den Herzogthuͤmern auch den Auſpruch jener Selbſtſtändigkeit entziehen. 
Eine Däniſche Mehrheit wird über die materielle und politiſche Wohlfahrt der 
Herzogthümer verfügen; die Beſteuerung, die offentlichen Arbeiten, die Verwal- 
tung, der Unterricht, Alles wird im Däniſchen, nicht im Deutſchen Sinne gelei⸗ 
tet werden. Die Herzogthümer werden mit ihren reichen Hilfsquellen den wan⸗ 
kenden Bau der Daͤniſchen Monarchie wiederherſtellen helfen; Dänemark wird 
ſich wiederbeleben und kräftigen, und Deutſchland wird die Koften tragen müſſen 
für dieſe einige und verjüngte Däniſche Monarchie. 

Man ſage uus nicht, es liege ja in der Hand der Schleswig Holſteiniſchen 
Abgeordneten, dies zu hindern. Schon die Berufung der Notabeln, wie ſie das 
Königliche Reſkript enthält, gibt darüber einen genügenden Fingerzeig; 26 Dä- 
nen und 26 Deutſche werden einberufen, aber unter dieſen 26 Deutſchen ernennt 
der König acht; auf wen die Wahl da fallen wird, kann bei dem Gang der Dä⸗ 
niſchen Politik nicht zweifelhaft ſein. Deutſche wie Moltke und Scheel werden 
dann als Vertretet der Deutſchen Herzogthümer daſtehen, und dieſe acht werden 
mit den 26 Dänen eine kompakte Mehrheit bilden, gegenüber der die achtzehn 
gewählten Vertreter der Herzogthümer ohne Einfluß bleiben. Hier hätten wir 
ein Vorbild der künftigen Reichsſtände; wenn nur wenige Stimmen Nordſchles⸗ 
wigs für Dänemark gewonnen ſind (und das werden ſie ohne Zweifel), ſo wären 
die Deutſchen trotz des Anſcheins gleicher Vertretung in der That nur eine ohn⸗ 
mächtige Minorität, die ſich von einer unwandelbaren, übermüthigen Majorität 
det Dänen Geſetze vorſchreiben ließe. Nicht einmal ihre Sprache könnten die 
Deutſchen auf die Dauer feſthalten; eine gemiſchte Verſammlung wäre uur der 
Uebergang zu einer rein Däniſchen, und die Deutſchen würden dieſe Macht der 
Dinge fo wenig widerſtehen koͤnnen, als die Irlaͤnder im Britiſchen Parlament. 


Berlin, den 15. Februar. Der Gouverneur der Invaliden, Feldmar⸗ 
ſchall v. Boyen, hat am 13. d. M. eine Operation, welche die Heilung ſeiner 
Krantheit erforderte, glücklich überſtanden und befindet ſich ſeitdem in einem bes 
ruhigenderen Zuſtande. Indeſſen verſchlimmerte ſich geſtern feine Krankheit und 
er ſtarb heute früh um 4 Uhr. : 
Berlin. — Die Auswanderungsluſt regt ſich in dieſem Jahre in unjerer 
Stadt, fo wie in den benachbarten Provinzen ſtärker als früher. Wir verneh⸗ 
men, daß z. B. in Pommern Vorbereitungen zur Auswanderung in Kreiſen ger 
troffen werden, welche dazu durch religiöfe Motive veranlaßt fein ſollen. In die⸗ 
fer Provinz, fo wie in den angrenzenden Theilen der Mark Brandenburg hat das 
ſogenanute Alt⸗Lutherthum noch zahlreiche Anhänger und unter dieſen iſt der Trieb 
der Auswanderung bereits feit Jahren verbreitet. Der Zug dieſer Auswanderer 
hat ſich vornehmlich nach Eild Auſtralien gerichtet; güuftige Berichte der dorthin 
Voraufgegangenen ſollen jetzt größere Schaaren zur Nachſolge veraulaſſen. 
Königsberg, den 9. Febr. Durch die günſtigen Berichte unferer Lauds⸗ 
leute von der Mosquitoküſte aufgemuntert bereitet ſich für das kommende Frühjahr 
eine abermalige Auswanderungs⸗Expedition dorthin vor. Die Betheiligten haben 
die Abſicht, ſich in Hamburg nach Kingſton auf Jamaica einzuſchiſſen, von wo eine 
Verbindung mit Blueſtelds, dem Wohnfige der Oftpreufifchen Koloniſten, beſteht. 

Breslau. ae Am 11. Februar traf mit dem letzten Zuge der Niederſchle⸗ 
ſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn Se. Ercellenz der Geheime Staats⸗Miniſter, Graf 
zu Stolberg Wernigerode, in Breslau ein und ſetzte am folgenden Tage die Reiſe 
nach Ober, Schleſien fort. In feiner Begleitung befindet ſich der Geheime Ober⸗ 

inauzrath Kühn. : 
5 Hon u, den 9. Febr. Heute it Se. Königl. Hoheit der Prinz Johaun von 
Sachſen hier eingetroffen und wird einige Tage hierſelbſt verweilen. Bekauntlich 
liegt der Sohn Sr. Königl. Hoh., der Prinz Albert, auf der hieſigen Univeiſi⸗ 
tät den Studien ob. 6 
Vom Rhein. — Man lieſt mit Erſtaunen, ja mit Schmerz, die Nach⸗ 
richt, daß Palmerſton der Oeſterreichiſchen Regierung eine Note übergeben habe, 
die eine Einſchreitung Oeſterreichs in den Italieniſchen Staaten als einen Kriegs⸗ 
fall erkläre. Das Unglaubliche ſcheint durch die gleichſtimmende Mittheilung aus 


zwei verſchiedenen Staaten her an Glaubwürdigkeit zu gewinnen. Wer mochte in 
Deutſchland wünſchen, daß Oeſterreich in Intalien intervenirte? Wer aber möchte 
auch dieſer Deutſchen Großmacht den Schimpf angethan ſehen, ſo lange ſie nicht 
einen Grund gegeben hat, dieſe Inſolenz hinnehmen zu ſollen! So weit wäre das 
Auſehen dieſer Macht heruntergekommen, von deren Wink noch 1815 Lord 
Caſtlereagh abhing, die 1820 in Italien jene ſtolze Rolle ſpielte und noch 1830 
mit jener Entſchloſſenheit dort auftrat! Und was konnte England bewegen, einen 
ſolchen Ton gegen feinen älteſten Verbündeten anzuſtimmen? Unſtreitig nur das, 
was es in Athen ſo verbiſſen macht: die Furcht vor einer Verbindung zweier Ri⸗ 
valen; dort Rußlauds, hier in Italien Oeſterreichs mit Frankreich; in Neapel vor⸗ 
zugsweiſe einer Handreichung des Stetigkeitsprincips mit der Politik Louis Philipps, 
die in. den Nachbarlanden Bourboniſcher Dynaſtien gut allbourboniſch iſt. Zu 
welchen Schritten wird nicht dies unheilvolle Syſtem einer vertotteten Politik in 
unſerem Oeſterreich noch nach Außen, zu welchen Kataſtrophen im Innern führen! 


Ausland. 


Deut ſchland. 

München. — In Folge der Zwiſtigkeiten zwiſchen den Allemannen und 
den Corps» Studenten iſt die Univerſität in München bis zum Oktober dieſes 
Jahres geſchloſſen worden; es war zu dieſem Zwecke am 10. Februar die nachſte⸗ 
hende Bekanntmachung an das ſchwarze Brett der Univerſität angeſchlagen wor⸗ 
den: „Im Vollzuge zweier Allerhöchſten Befehle vom 9. d. machen wir bekannt: 
daß die Univerſität von nun an bis zum Winter-Semeſter von 1848/49 ge⸗ 
ſchloſſen iſt, und daß jene Studenten, die nicht hier domizilirt find, bis übermor⸗ 
gen, Freitag 12 Uhr Mittags, München zu verlaſſen haben. Wir erwarten von 
unſeren ſämmtlichen Studenten den dem Allerhöchſten Befehle ſchuldigen Gehor⸗ 
ſam und entlaſſen fie in ihre Heimat mit der Verſicherung, daß wir bemüht fein 
werden, ihre mit dem Wohle der Univerfität fo eng verbundenen Jutereſſen auch 
während ihrer Abweſenheit nach allen Kräften zu vertreten. 8 

München, den 9. Februar. K. U. Rektorat und Senat. Thierſch.“ 

Dem Nürnb. Korr. wird hierüber aus München vom 10. Febr. geſchrie⸗ 
ben: „Die Schließung der Univerfität hat einen nicht zu beſchreibenden Eindruck 
in der ganzen Stadt gemacht. Dieſen Mittag um ein Uhr werden ſich der Magi⸗ 
firat und viele Bürger auf dem Rathhauſe verſammeln, wahrſcheinlich um ein 
Bittgeſuch an den Monarchen um Zurücknahme dieſer Maßregel zu veranlaſſen.“ 

München, den 11. Februar. Geſtern find hier Unruhen ausgebrochen, die 
man nach der Gährung unter den Studenten ſchon ſeit einigen Tagen beſorgte. 
Ein Haufen Studenten nämlich hatte mehrere Mitglieder der Allemannia auf der 
Straße verfolgt. Einer der Letzteren, Graf H., zog einen Dolch hervor und 
ftürzte ſich damit auf die ihn umgebenden Studenten. Glüͤcklicherweiſe verwun⸗ 
dere er Niemanden. Unter dem Schutze der herzuellenden Gendarmen wurden die 
Allemannen in ein Wirthshaus unter den Arkaden „ wo ſie ſich zu verſammeln 
pflegten, geführt. Vor dieſem Hauſe ſammelte ſich eine große Menge Volks mit 
lautem Geſchrei, die Verhaftung des Grafen H. verlangend. Der Verſuch eines 
Polizei-Kommiſſars, der Menge begreiflich zu machen, daß kein Grund zu dieſer 
Verhaftung vorhanden ſei, ſteigerte nur noch die Ausbrüche des Unwillens der 
Menge. Während deſſen erſchien die Gräfin Landsfeld auf der Straße. Augen⸗ 
blidlich von der Volksmenge umringt, ward fie aufs heftigſte bedroht, To daß ſie 
ein Piſtol hervorzog. Ein junger Mann hielt ihr den Arm und verhinderte ſie 
dadurch, es abzufeuern. Cie flüchtete ſich darauf in die Theatiner⸗Kirche, 
und verweilte hier, vor einem Bilde der heiligen Jungfrau knieend, bis fie auf 
tine ihr gewordene Mittheilung die Kirche verließ und, von Gendarmen und Sol⸗ 
daten umringt, mit Dolch und Piſtole bewaffnet, am Arm eines Allemannen ſtolz 
durch die Menge ſchreitend, in Sicherheit gebracht wurde. — Die Garniſon trat 
ins Gewehr und ſtarke Patrouillen durchſchritten die Straßen. Nachmittags ver⸗ 
fündete der Rektor, Prof. Thierſch, den verſammelten Studenten, daß die Unis 
verſität auf Befehl des Königs geſchloſſen ſei, und ermahnte ſie zur Ruhe. Die 
Studenten brachten ihm darauf ein Vivat. Sämmtliche Corps der Studenten 
löften ſich auch ſofort auf. 

Die Nacht blieb ruhig. Heute Morgen herrſchte jedoch eine große Aufregung 
unter den Studenten, weil alle diejenigen von ihnen, welche nicht München ange⸗ 
hören, binnen 24 Stunden die Stadt verlaſſen follen. 9 

Im Begriff, dieſe Mittheilungen zu ſchließen, erfahre ich aus zuverläſſiger 
Quelle, daß die Gräfin Landsfeld unſere Stadt innerhalb einer Stunde je ie 
muß. Sie wird ſich zunächſt nach Starenberg begeben. Man hofft, daß fie ſpä⸗ 
ter Baiern ganz verlaſſen wird. Man iſt hier darüber in hohem Grade erfteut, 
beſorgt auch keine Erneuerung der geſtrigen Unruhen. Die Studenten ſollen wie 
ich vernehme, hier bleiben dürfen. et 

München, den 10. Febr. So eben ift, durch Anſchlag am [hwarzent 
Brett, die hieſige Univerſitaͤt bis zum Winter⸗Semeſter 1848 — 49 geſchloſſen 
worden. Kürzlich die Veranlaſſung. Eine unter dem beſonderen Schutze der 
ehemaligen Spaniſchen Tänzerin Lola Montez, lebt Baperiſchen Gräfin von 
Landsfeld, ſtehende Studenten- Verbindung „Alemannia“ gab einen Komers, auß 
welchem der Miniſter Berks erſchien und eine Rede zu dem Lobe des moraliſchen 
Verhaltens der Verbindung hielt. Ein Artikel in den Öffentlichen Blättern ſeellte 
fie ſogar in dieſer Beziehung als Muſter auf. Die übrigen Studenten in und 
außer Verbindungen, darüber empört, gaben nun den Alemannen les find ihrer 
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20) in den Vorleſungen, wenn fie ſich ſehen ließen, ihre Mißachtung durch Preis 
fen und Pereatrufen zu erkennen, und als dies verwehrt wurde, dadurch, daß 
fie in pleno die Hörſäle verließen, ſobald ein Alemanne eintrat. Auch auf der 
Straße wurden die Geächteten verhöhnt. Geſtern Mittag ereignete es ſich, daß 
ein Alemanne (Graf H.) auf offener Straße den Dolch zog gegen einen Hrn. v. 
P., und, als ſein Verſuch vereitelt wurde, ſich in ein nahes Kaffeehaus flüchtete. 
Zu ſeinem Schutze war ſogleich Polizeiwache da, und dem ſtürmiſchen Verlangen 
ihn zu verhaften, wurde nicht Folge gegeben. Nachmitags ging die obengenaunte 
Dame durch die Ludwigsſtraße und mochte wohl auch einige Drohworte vernom⸗ 
men haben, als ſie einem Studenten eine Ohrfeige gab, und dafür aber ſogleich 
von mehreren Studenten gepackt und geſchlagen wurde. Unter Vermittelung 
der Wache und mit Hülfe eines gezogenen Terzerols, gelang es ihr, in die nahe 
Theatinerkirche zu entfliehen. Hierauf erfolgte die Allerh. Verordnung an das 
Rectorat, derzufolge dieſes die Schließung verkündete. i 
München, den 11. Februar. Zu den geſtrigen betrübenden Nachrichten 
habe ich manches Traurige hinzuzufügen, und doch vielleicht auch einiges Tröſt⸗ 
liche. In den Morgenſtunden gegen 10 Uhr begaben ſich die Studenten, etwa 
1200 an der Zahl, in die Wohnung des zeitigen Rectors, Fr. Thierſch, um 
ihn zu beſtimmen, etwas zur Abwendung der ſchweren, über die Univerſität und 
das ganze Land verhängten, Maßregel zu thun. Die Straßen und öffentlichen 
Plätze waren inzwiſchen mit Militair beſetzt. Thierſch gab von dem Balkon feis 
nes Hauſes die Antwort, die Studenten möchten ſich beruhigen und ſich auf ihre 
Behörden verlaſſen, die gewiß Alles thun würden, um ihre und der Univerſität 
Intereſſen zu wahren. Ein Lebehoch von Seiten der Studenten war das Zeichen 
ihrer friedlichen Geſinnung. Von da zogen ſie, und zwar in muſterhafter Ruhe 
und Orduung, zu dem Miniſterium der Studienangeleuheiten und entſendeten 
eine Deputation an den K. Miniſter Fürſten v. Wallerſtein, mit derſelben Bitte, 
die ſie ihrem Rector vorgetragen. Auch hier große Ruhe und Ordnung, als 
plötzlich ein Gendarmerie-Piquee mit gefälltem Bajonett auf die ganzen Wehrloſen 
(nicht einmal Stöcke hatten ſie) losbricht. An ihrer Spitze war der Hauptmann 
Bauer (aus der Umgebung der mehrfach erwähnten Dame). Mehrere junge Leute 
wurden verwundet, einer (ein Apothekerſohn aus der Pfalz) getödtet. Die 
Aufregung wuchs hierauf von Stunde zu Stunde. Um Mittag verſammelten 
ſich die Bürger auf dem Rathhaus, und beſchloſſen eine Deputation an Se. Maj. Sie 
kam bald unverrichtetet Sache zurück, da der Monarch ausgegangen war. Nun beſchloß 
die ganze verſammelte Bürgerfchaft zum König zu gehen; den Bürgermeiſter Steins⸗ 
dorf an der Spitze, zogen ſie gegen 2000 Mann vor das Schloß, wo eine unendliche 
Menſchenmenge ſie mit Lebehoch empfing. Eine Deputation wurde entſendet mit 
der Bitte um Rücknahme der über die Univerfität verhängten Maßregeln; eine 
Stunde verging unter banger Erwartung und mehr. Man hörte, daß der König 
die Deputation nicht empfangen könne. Endlich kam ſie zurück, aber die Antwort 
des Königs wollte ſie erſt auf dem Rathhaus eröffnen. Dorthin zog Alles in tie— 
fem Schweigen. Bald aber erhob ſich ein wildes Rufen und furchtbares Geſchrei. 
Man hatte die abſchlägige Antwort des Königs erfahren. Der aufgeregte Haufe, 
Bürger und Volk aus der untern Klaſſe, bewegte ſich unter wüthendem Nil 
nach der Barerfirage, nach der Wohnung der Gräfin Landsfeld, unter lauten Ber: 
wünſchungen gegen ſie. Dort aber wurden ſie von der bewaffneten Macht em⸗ 
pfangen und ich höre, es iſt viel Blut gefloſſen. Dort zurickgeſchlagen, wandte 
ſich der Hanfe unter fortgefegtem Geſchrei nach der Stadt, übrigens gauz ohne 
Waffen, ohne Führer. Vor dem Polizeigebäude Exceſſe, Fenſter-Einwerfen, 
neues Blutvergießen. Im erſten Augenblick wird die Zahl der Todten und Ver⸗ 
wundeten ſtets übertrieben, darum nenne ich keine. Juzwiſchen wuchs die Auf⸗ 
regung, unter furchtbarem Geſchrei durchzogen die Maſſen die Straßen um die 
Reſidenz, bis gegen 10 Uhr Abends verkündigt wurde, Se. Maj. habe die Maß⸗ 
regel gegen die Univerfität auf das laufende Halbjahr beſchränkt und Hauptmann 
Bau er ſei entlaſſen. Hierauf verlor ſich der Tumult. Das Weitere künftig. 
Nachſchrift um 11 Uhr. Die Ereigniſſe des heutigen Morgens waren 
entſcheidend. Mit der geſtern gewährten Coneeſſion ſah ſich die Bürgerſchaft 
keineswegs zufrieden geſtellt, und ihre Forderungen gingen nun direkt auf Eutfer⸗ 
nung der Quelle des Uebels. Ganz einverſtanden damit zeigte ſich die ganze 
Bevölkerung. In aller Frühe waren die (in München anmwefenden) Reichs räthe 
bei Sr. Majeſtät, um ihn zu beſtimmen, die Graͤſin Landsfeld zu entfernen, 
Da hierauf eine geneigte Antwort nicht erfolgte, ſo verſammelte ſich der Staats— 
rath. Hier gelang es zuerſt, den Befehl zu erwirken, das beſagte Dame (laſſen 
Sie mich fie mit ihrem Europäiſchen Namen nennen), daß Lola Montez binnen 
einer Stunde München zu verlaſſen, und nach Starenberg ſich zu ver— 
fügen habe. Den auf dem Rathhaus verſammelten Bürgern war damit nicht 
genug gethan, und ſie verlangten mit gebührender Devotion, aber mit Eutſchieden⸗ 
heit: ſofortige Wiedereröffnung der Univerſität, ſofortige Eutfernung 
der Lola Montez aus Stadt und Land. Die Zwiſchenzeit bis zur Antwort war 
mit Betrachtungen über das Verhalten der Gensdarmerje ausgefüllt, die keineswegs 
zu deren Ruhm ausfielen. Nun erſchien der Minifter Fuͤfſt Wallerſtein, und 
wurde mit ſtürmiſchem Jubel empfangen, da er wohl ohne gute Bolſchaft nicht 
ſelbſt gekommen ſein würde. Er berichtete der Verſammlung, wie auf den Vor⸗ 
trag des Miniſters des Innern das Herz des Königs tief ergriffen, und von der 
rührenden Geſinnung der Bürgerſchaſt von Münden — durchaus nicht der Be⸗ 
ſorgniß von irgend einer Demonſtration nachgebend — Se. Majeſtät aus freiem 
väterlichen Herzen beſchloſſen habe: 1) Die Muiverfität ſolle ſogleich wieder 


eröffnet werden. — Stürmiſcher Zuruf, der nicht enden wollte, fo das Nr. 
2) faſt nicht gehört werden konnte, daß der Gräfin v. Landsfeld der Befehl zuge⸗ 
kommen ſei, auf der Stelle München und Bayern zu verlafjen, und daß 
ſie bereits auf dem Wege nach Nürnberg ſei. Der Jubel war unermeßlich. Doch 
ordnete ſich alles ſogleich zu einem langen feierlichen Zug zur Reſidenz, um dem 
König zu danken. Der König war nicht zugegen. Er empfing aber zurückgekehrt 
und zurückkehrend die lauten Zeichen des Dankes und der Freude. Die Stadt iſt 
in einer Stimmung, wie ſie ſelten eine erlebt. Alles iſt auf den Straßen, man 
begrüßt ſich wie nach überſtandenem großen Unglück. Jedermann iſt ſich aber auch 
bewußt, wie man ans Ende gekommen, und faſt alle freuen ſich, daß es kein 
blutiges war. 

Karlsruhe, den 12. Februar. Die Jeſuiten, welche, aus der Schweiz 
vertrieben, in Freiburg aufgenommen wurden, haben in dem eine Stunde ent⸗ 
fernten Littenweiler ein großes Haus gekauft, um dort eine Art Collegium zu 
gründen. Man fragt ſich, ob dies erlaubt ſei. Man ſpricht auch viel Böſes 
von Conventikeln in Freiburg, wobei beſonders junge Frauen und Mädchen gern 
geſehen ſeien. — In mehreren Ortſchaften Badens und Heſſeus ſind die natürli⸗ 
chen Blattern ausgebrochen. 

Frankfurt. — Man will hier wiſſen, daß in Bezug auf Italien nicht 
allein von Oeſterreich, ſondern von den konſervativen Mächten überhaupt überein⸗ 
ſtimmende Maßregeln ergriffen und bereits vorbereitet werden. 

Oeſterreichiſche Staaten. 

Wien, den 12. Februar. Unlängſt wurde in den Gemächern des Grafen 
Bellegarde ein junger Pole, aus Preußen, verhaftet und nach 14tägiger Haft 
ausgewieſen. 

Die Bauern-Unruhen im Steiriſchen Gebirge ſind geſtillt, und aus der jetzt 
eingeleiteten Unterſuchung ſtellt ſich die Thatſache heraus, daß hauptſächlich das 
unkluge Benehmen des Gutsherrn V. in Lietzen, der die Unterthanen pfändete, 
den Aufſtand hervorgerufen hatte, welcher übrigens durch einen entlaſſenen Guts⸗ 
verwalter befördert ward: 

Nia 

Paris, den 11. Februar. Die heutige Preſſe berichtet, es werde ihr 
aus Neapel gemeldet, daß Fürſt Schwarzenberg, der Oeſterreichiſche Geſandte 
daſelbſt, nachdem er vergebens verſucht hätte, die Verleihung einer Verfaſſung zu 
verhindern, nach dieſem Akt ſofort einen Proteſt au König Ferdinand überreicht 
habe, der ſich hauptſächlich darauf ſtütze, daß der König von Neapel durch Ver⸗ 
träge mit Oeſterreich durchaus auf das Recht verzichtet habe, feinen Staaten neue 
Inſtitutionen zu bewilligen. 

2 Sir Stratford Canning iſt nun erſt von hier nach London abgereiſt, nachdem 
er zuvor den Beſuch des ganzen diplomatiſchen Corps empfangen hatte. 

Das Journal des Débats erklärt heute, daß es um Aufnahme folgen- 
des Schreibens von Seiten des Fürſten Adam Czartoryski erſucht worden fei: 
„Mein Herr! Ich habe ſo eben in einigen heutigen Blättern geleſen, Se. Maje⸗ 
ſtät der König von Sardinien hätte an Polniſche Emigrirte, und unter Anderen 
an meinen Sohn, die Einladung gerichtet, Dienſte in der Sardiniſchen Armee zu 
nehmen. Ich halte es für meine Pflicht, zu erklären, daß ich von den in dieſen Blättern 
gemeldeten Nachrichten keine Kenntniß habe, und daß ich ſie für unbegründet halte. 
Mein Sohn iſt allerdings nach Italien abgereiſt, wohin Familien-Verhaͤltniſſe 
ihn riefen, aber nicht in Folge einer Einladung, durch welche er ſich ohne Zweis 
fel ſehr geehrt gefühlt und die er mit Dank angenommen haben würde. Sie wer⸗ 
den mich unendlich verpflichten, mein Herr, wenn Sie dieſe wenigen Worte in 
die nächſte Nummer Ihres Blattes aufnehmen. Genehmigen Sie u. ſ. w. Paris, 
den 9. Februar. Czartoryski.“ 

Der berühmte Italieniſche Geſchichtsſchreiber Caeſar Cautu, welcher in Mais 
land ver haftet werden ſollte, iſt hier eingetroffen. 

Der Herzog von Bourdeaux hat Hrn. v. Chateaubriand geſchrieben, um ihm 
zu melden, daß ſeine Gemalin, die Frau Herzogin, ihrer Niederkunft entgegen gehe. 

Eine heutige Zeitung meldet, die Königin von Spanien, Iſabella II. ſei ge⸗ 
ſiorben, und das J. des Debats, daß dieſes Gerücht ohne Grund ſei. Die Ma⸗ 
drider Nachrichten reichen übrigens bis zum 3Z. Am Abend vorher hatten die 
Freunde des General Espartero in dem Theater des Circus eine Demonſtration 
für den General unternehmen wollen, indeh die Regierung traf Vorſichtsmaßre⸗ 
geln, und Espartero erſchien lieber nicht im Theater. Er ſchrieb au den Gen. 
Narvaez und meldete ihm diefen Entſchluß, worauf er zur Antwort erhielt, daß 
die Regierung dem General Espartero durchaus die Freiheit nicht beſchränke, nach 
ſeinem Belieben in das Theater zu gehen, oder aus demſelben wegzubleiben; für 
die Aufrechterhaltung der Ordnung ſei aber geſorgt! 

Großbritannien und Irland. 

London, den 10. Februar. Die „Times“ enthalten den Erlaß des 
Königs von Dänemark vom 28. Januar und bemerken, die Schleswig⸗Holſteiner 
müßten hierüber ganz entzückt fein, wenn ſie nicht etwa von einer hiberniſchen 
Gemüthsart wären. Sie behielten jetzt auch keinen Schatten einer Entſchuldi⸗ 
gung mehr für fernere Unzufriedenheit. 

Die Revolution in Neapel beſchäftigt das Publikum in hohem Grade. Die 
Times enthalten einen ausführlichen Artikel, aus welchem nicht undeutlich zu ent- 
nehmen ift, daß das Minifterium ſich ehrenhalber verpflichtet Hält, die Sieiliauer 
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in Schutz zu nehmen, wenn ſie die unter Engliſchen Einfluß zu Stande gekommene 
Verfaſſung vom Jahre 1812 verlangten. 
rie n. g 

Rom, den 2. Fedruar. Se. Heiligkeit ſoll ſich über die Ertheilung der Con⸗ 
ſtitution in Neapel ſehr befriedigt geäußert haben und ſeitdem in ſehr heiterer 
Stimmung ſein. Beſtätigt ſcheint dieſe Nachricht zu werden durch einen geſtern 
Abend von Seiten des Munizipiums veröffentlichten Aufruf an das Römiſche 
Volk, welcher wohl nicht erfolgt wäre, wenn man Grund hätte, zu glauben, daß die 
darin ausgeſprochenen Geſinnungen von Sr. Heiligkeit mißbilligt würden. Der 
Aufruf lautet: 

„Das große Ereigniß, das in einem uns benachbarten Reiche die Schrecken 
des Bürgerkrieges und die Aufregung, welche daraus auf der ganzen Inſel hervor: 
ging, aufhören machte, hat mit Recht in Aller Herzen Freude über die Beruhigung 
eines jo ſchoͤnen und wichtigen Theiles von Italien erregt. Unſer erlauchter Herr⸗ 
ſcher iſt es, dem man hauptſächlich die Erfolge verdankt, die nach einander die 
glückliche Eintracht der Regenten mit den Völkern in dem Syſtem des bürgerlichen 
Fortſchrittes bewirkt, ſo viele Thränen getrocknet und ſo viel Blut erſpart haben. 
Jede Kundgebung des Jubels bei ſolchen Ereigniſſen iſt nicht nur ein Zeichen der 
Freude über das glückliche Loos ſo vieler edlen Brüder, ſondern auch ein pflicht 
ſchuldiges Zeugniß des Dankes für ihn, der freiwillig den allgemeinen Wünſchen 
und Hoffnungen entſprechende Reformen gab, welche durch jene, die an anderen 
Orten durch beſondere Umſtände nöthig geworden, mehr Beſtand erhalten und, 
vervollkomnet durch feinen großen Geiſt, ewig dauern werden, wie fein Name. Der 
Senat ladet Euch ein, am 3. Februar den Frieden des Königsreichs beider Sieilien 
durch eine allgemeine Illumination zu feiern.“ (Folgen die Unterſchriften des 
Senators Fürſten Corſini und der Konſervatoren.) 

Neapel, den 2. Februar. (Schw. M.) Heute lieſt man in der Staats- 
Zeitung und an allen Punkten der Stadt angeſchlagen zur allgemeinen Freude 
eine vollſtändige Amneſtie für alle politiſchen Verurtheilten oder Angeſchuldigten 
vom Jahre 1830 bis auf den heutigen Tag; ausdrücklich heißt es: „ſeien dieſe 
im Lande oder außerhalb deſſelben;“ ferner ſind jene ſieben Häupter des letzten 
Calabreſer Aufſtandes, die bei der jüngſten Amneſtie ſich mit Deportation auf eine 
Sträflings⸗Juſel begnügen mußten, ebenfalls ausdrücklich als der vollen Freiheit 
wiedergegeben, angeführt. 

Neapel, den 3. Februar. Heute hat ſich hier das Gerücht verbreitet, der 
König habe, um Sieilien zu beruhigen, dem Verlangen des Volkes nachgegeben, 
die Conſtitution von 1812 und eignes Parlament bewilligt. 

In Palermo iſt in dem Fort Caſtellamare noch eine kleine Beſatzung von vier 
Compagnieen zurückgeblieben; noch geſtern ging ein Dampſſchiff mit einem Gene: 
ral⸗Stabsoffizier dorthin ab, um die Auswechſelung vieler gefangenen Soldaten, 
Burger, Weiber und Kinder zu bewirken. 1 2 

Auf die Nachricht von der Ertheilung einer Verfaſſung in Neapel begaben 

ſich eine Anzahl Bürger von Bologna zu dem dortigen Kardinal-Legaten und 
ſtellten demſelben vor: um das Vertrauen des Volkes zu der päpſtlichen Regierung 
zu erhalten, ſei es noͤthig, daß dieſe ſich eifrig und ſchnell „mit jenen Maßregeln 
beſchäftige, welche nöthig ſeien, damit fie, von der die Italieniſche Bewegung aus— 
gegangen, auf der Höhe der neuen Verhältniſſe bleibe.“ 

Nach dem Beiſpiele Roms werden auch in den Provinzen ſogenannte „Hoff— 
nungsſchaaren“ (bättaglioni della speranza) gebildet, d. h. militairiſch organiſirte 
Schaaren von Knaben, die ſich unter der Leitung erfahrener Offiziere im Waffen⸗ 
dienſt üben. In Bologna beftehen zwei ſolche Bataillone, in welche die ange⸗ 
ſehenſten Bürger und Nobili ihre Söhne haben aufnehmen laſſen. 

Das Minifters Gonfeil beſchäftigt ſich ſeit einigen Tagen mit der Prüfung 
des von der Staatskonſulta vorgelegten Entwurfs ihres inneren Reglements. Die 
frühere Angabe, Se. Heiligkeit habe die Veroffentlichung der Verhandlungen der 
Konſulta bereits bewilligt, war demnach voreilig. Begreiflicherweiſe iſt man auf 

die Eutſcheidung über dieſen Punkt im Publikum am meiſten geſpannt. Von den 
neun Miniſtern, welche das Kabinet ausmachen, follen zwei (Monſ. Nusconi und 
Monſ. Capalti, der Subſtitut Mezzofauti's) der Veröffentlichung offen zugethan 
fein, Monſ. Amici aber wünſchen, daß die Veröffentlichung gleichzeitig mit der 
der betreffenden Beſchlüſſe des Miniſter-Raths ſtattfinden. Endlich Hält man 
auch den Miniſter des Auswärtigen und Conſeil-Präſidenten, Kardinal Bofondi, 
für einen Freund der Oeffentlichkeit. Die Simmung der übrigen Miniſter iſt 
nicht bekannt. a 

Die „Karlsruher Zeitung“ ſchreibt aus Oberitalien vom 30. Januar: 
Zwiſchen dem Turiner Hof und dem Oeſterreichiſchen Cabinet hat in der jüngſten 
Zeit eine Wiederannäherung ſtattgefunden. Man ſcheint in Turin allgemach zur 
Einſicht zu kommen, daß es unklug iſt, ſich Oeſterreich feindlich gegenüberzuſtellen, 
wenn man nicht von dem Radicalismus überwältigt werden will. Man iſt in 

Piemont ſewohl als in Genua allerlei Umtrieben auf die Spur gekommen, die 
den König, der in dieſen Dingen ſeine Erfahrungen hat, ſehr verſtimmt haben. 
Seit dieſer Zeit geht er mit doppelter Vorſicht zu Werke und bietet Alles auf, um 
die politiſche Bewegung zu mäßigen; ob ihm aber dies, nachdem einmal die Gel 
ſter entfeſſelt jind, gelingen werde, iſt eine andere Frage. 

w ei 

Tagſatzung. Sitzung von 9. Februar. Ju dieſer Sitzung tritt Zug dem 
Beſchluſſe über gerichtliche Verfolgung der Landesverräther bei, eben fo der Credit⸗ 
Erhohung für die eidgenöſſiſche Militärſchule. Dr. Kern ſtellt im Namen der 


Neuner⸗Kommiſſion folgende Anträge: 1) Der Vorort iſt beauftragt, diejenigen 
Kantone, welche ihren Autheil an den Kriegskoſten noch nicht getilgt haben, aufzu⸗ 
fordern, ſpäteſtens bis zum 20. d. M. ihre Verpflichtunge du erfüllen. 2) Wenn 
von dem einen oder dem anderen dieſer Kantone bis zum 20. d. M. für ſein Be⸗ 
treffniß nicht ſolche Deckung geleiſtet iſt, welche der Vorort annehmbar findet, ſo 
wird derſelbe eine Ablöfung von Truppen anordnen, welche letzteren von den be⸗ 
treffenden Kantonen zu verpflegen ſind. 3) Der große Generalſtab iſt zu entlaſſen. 
4) Der Vorort wird auch den eidgenöſſiſchen Repräſentanten, wann und wo er es 
zweckmäßig findet, die Entlaſſung ertheilen. 5) Der Vorort iſt eingeladen, ſowohl 
dem Generalſtab als den eidgenöſſiſchen Nepräfentanten die Verdankung für ihre 
geleiteten Dienſte auszusprechen. Indeſſen will der Berichterſtatter die Artikel 1, 
4 und 5 bis zur Schluß⸗Sitzung verſchieben; die übrigen werden mit Abänderungs⸗ 
Anträgen von Zürich und Luzern, wonach bei der Reduction auf die Leiſtungen 
der Stände Rückſicht genommen werden fol, angenommen. 5 

Bern. — Der Bundes -Präſident, Herr Ochſenbein, hat es übernommen, 
das Memorandum Sir Stratford Canning's auf eigene Hand zu beantworten. 
Ju dieſer Antwort dankt er dem Engliſchen Staatsmanne für die gefällige Art, 
womit er ſich ſeines unter gegenwartigen Umſtänden ſchwierigen Auftrags entledigt 
habe. Die Oceupationstruppen und die eidgenöſſiſchen Repräſentanten hätten die 
Abſtimmung des Volks gar nicht beeinträchtigt oder Einfluß auf dieſelbe geübt, 
das Volk der Sonderbunds-Kantone ſei vielmehr in ſeinem Handeln frei geblieben. 
Sind auch hier und da einige kleine, in ſolchen Augenblicken unvermeidliche Exeeſſe 
vorgefallen, ſo haben fie die Kriegsgerichte fireng beſtraft. Betreffend die Kriegs— 
Contributionen und Confiscationen, ſo waren ſie eine traurige Nothwendigkeit, der 
man ſich unterziehen mußte wegen des Geldmangels und der außerordentlichen 
durch die Ereiguiſſe herbeigeführten Laſten; aber die Eidgeneſſenſchaft, „groß und 
großmüthig,“ wird ſich bemühen, das Uebel ſo viel als möglich zu lindern! Die 
Pundes-⸗Reviſion, dieſer nach der Meinung des Engliſchen Geſandten fo verwund⸗ 
bare Punkt, iſt nur in allgemeinen und ziemlich vieldeutigen Ausdrücken berührt, 
doch wird die Verſicherung von Heilighaltung der Kantonal⸗Souverainetät wiederholt. 

Folgendes iſt ein Verzeichniß der Kriegsverwüſtungen im Entlibuch: Nieder- 
gebrannte Häuſer 9; geplünderte und verwüſtete 535; abhanden gekommene 
Pferde 27, dito Kühe 9, Kälber, Ziegen, Schafe und Schweine 48, Lebensmit⸗ 
tel, Kleidungsſtuͤcke, Waaren, Bettzeug, beſchädigte Gebäude im Werthe von 
96,918 Fr., verſchiedene Veſchädigungen außer den beſagten für 8,500 Fr., 
Todte 16, Verwundete 17. a 

Freiburg. — Im Kanton Freiburg wurden 19 Familien aus dem Kan⸗ 
ton gewieſen, weil ſie der neuen Ordnung der Dinge nicht günftig geſtimmt ſeien! 
In der Regierung dieſes Kantons wurde verhandelt, ob es nicht gedeihlich wäre, 
den Conſtit. Neuchat. zu verbieten, und im Großen Rathe drang Advokat 
Folly darauf, gegen 10 Sonderbündler Verbannung auszuſprechen, weil ſonſt mit 
ihrer Rückkehr eine konſervative Zeitung erſtehe. 

Der Pater Statthalter des Kloſters Hauterive verſichert der Regierung von 
Freiburg, daß es ihm unmöglich ſei, die 400,000 Fr. an den Kriegskoſten zu be⸗ 
zahlen. Das Kloſter beſitze nicht mehr, als dieſe Summe; wenn es bezahlen 
müſſe, fo ſolle man es lieber aufheben. 

irn 

Conſtantinopel, den 20. Januar. Am 9. hatten wir hier wieder einen 
bedeutenden Brand. Das Feuer brach in Galata aus und würde bedeutend um 
ſich gegriffen haben, wenn ihm nicht die dicken Manern des Jeſuitenkollegiums 
eine Grenze geſetzt hätten: der erſte Nutzen, welchen die Jeſuiten gebracht haben. 


Neueſte Nachrichte y. 2 
Paris, den 12. Februar. Die Adreſſe iſt mit 241 gegen 3 Stimmen 
angenommen; die Oppoſition hat gar nicht mitgeſtimmt. — Der König 
von Sardinien hat am 8. d. eine Gonftitution verliehen. . 
Neapel war am 4. Februar ruhig 5 
London, den 11. Jan. Im Unterhauſe hat die zweite Leſung des Juden⸗ 
geſetzes ſtattgefunden. 277 Stimmen waren dafür, und 204 dagegen. 


Vermiſchte Nachrichten. 

Die Berl. Spen. 3. enthält folgende V orläufige Erklärung: Nach⸗ 
dem ich von der Reiſe, welche ich in Folge der mir von Herrn Eiſenbahn--Polizei⸗ 
Direktor Dunker zugedachten Verhaftung, nach der Schweiz und nach Paris 
unternommen hatte, geſtern Abend zurückgekehrt bin, ſtelle ich mich in dem Aus 
genblick, in welchem ich dieſe Zeilen niederſchreibe, dem Hrn. Polizeipräſidenten 
v. Minutoli, als dem ordentlichen und geſetzlich begründeten Chef der hieſigen 
Polizei, zur Verfügung. Ich werde mit Ruhe erwarten, was die Geſete über 
mich verhängen werden. — Ich verhehle es mir keineswegs, daß wegen meiner 
Flucht der Schein wider mich iſt, aber ich glaube, daß andererſeits meine jetzige 
freiwillige Geftellung auch den Beweis liefern wird, daß ich mit keines ſchweren 
Verbrechens bewußt bin. Die einftige öffentliche Berhaublud meines Prozeſſes 
wird mir Gelegenheit geben, mich zu rechtfertigen. Meine Rechtfertigung wird 
dann vielleicht eben fo überraſchen, als jetzt meine freiwillige Geſtellung überraſcht. 
Ich bin hauptſächlich geflohen, weil ich mich Here Dunker nicht anvertrauen 
wollte. Herr Dunker hat ſich mir, das kann ich feierlichſt verſichern, 
nicht als Abgeordneter der Juftigbehörde fegitimirt. Ich kenne auch Hrn. Duncker 
nicht als einen ſolchen Abgeordneten, ich weiß im Gegentheil nur, daß Herr 
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Duncker feit geraumer Zeit feiner Stellung als Berliner Polizei-Beamter entho⸗ 
ben iſt. Ich ſtehe zum Eiſenbahnweſen in keiner Beziehung und wünſche auch 
ebenſo wenig von den außerordentlichen Aufträgen des Herrn Duncker 
betroffen zu werden, ſondern nur mit den ordentlichen Behörden zu thun zu ha⸗ 
ben. Im Polenprozeſſe ſind weit über 100 Perſonen freigeſprochen worden und 
dennoch haben dieſelben an zwei Jahre lang im Vorunterſuchungs⸗Arreſt geſeſſen. 
Solcher Arreſt bleibt doch immer ein Unglück. Wer will es mir verargen, daß 
ich verſucht habe, demſelben zu entgehen? Wer entſchadigt mich, wenn ich ſpä⸗ 
ter freigeſprochen und wieder entlaſſen werde? 

Ob es angemeſſen erſcheint, daß Herr Duncker in ſeiner letzten ſogenannten 
amtlichen Erklarung ſich erlaubt, öffentlich ſolche völlig unbegründete Vermu— 
thungen über mich auszuſprechen, als er ausgeſprochen hat, dies zu beurtheilen 
will ich (bis für ſpäter) getroſt der offentlichen Meinung überlaſſen. Eben ſo 
wie ſich Hr. Duncker in feinen Combinationen über meine Flucht verrechnet hat, 
eben ſo wird er ſich wohl auch in Betreff meiner Schuld überhaupt verrechnet ha— 
ben. Ich bin noch kein Verurtheile r, ja noch nicht einmal ein Angeklag⸗ 
ter, ſondern nur ein Verdächtiger. Dr. Eduard Freyberg. 

Berlin, den 12. Februar 1848, Morgens 7 Uhr. 

Die Kommiſſion, welche in Kaſſel ernannt war, eine Veränderung mit der 
Conſtitution vorzunehmen, hat's an ſich ſelbſt bewieſen, daß ſie der Welt 
nicht mit der beſten Conſtitution dienen konnte. Eins ihrer Mitglieder iſt geftor- 
ben, das andere iſt noch krank und das dritte kaum von einer ſchweren Krankheit 
geueſen. 

Köln. — Gegen den in dem Schatullen- Diebftahl betheiligten Men del⸗ 
fon haben die Aſſiſen auf 5 Jahre Zuchthaus erkannt. 

(Definition des Kuſſes.) Die „Fliegenden Blätter“ enthalten in ihrer 
neueſten, an witzigen Einfällen überaus reichen Nummer folgende humoriſtiſche 
Variationen über den Begriff des Wortes Kuß: Der Naturforſcher. Der 
Kuß iſt das Vereinigen zweier entgegengeſetzter Pole, aus welchen derſelbe gleichſam 
als elektriſcher Funke hervorſpringt. Der Mo raliſt. Der Kuß iſt das Zeichen 


der Gemeinſchaft des Leibes und kann daher rechtmäßig nur in der Che ſtattfinden. 
Der Arzt. Der Kuß iſt diejenige Art der Bewegung der Labialmuskelu, durch 
welche die Lippen erſt gepreßt, dann plötzlich losgelaſſen werden; der Kuß iſt daher 
eigentlich eine Art von Krampf. Der Sprachku ndige. Der Kuß iſt ein ono— 
matopoeiſches Wort, da in demſelben das Schnelle der Handlung durch den kurzen 
Vokal treffend nachgeahmt wird. Der Alterthumsforſcher. Der Kuß iſt 
eine von den Griechen und Römern auf uns überkommene Sitte, über deren wahre 
Bedeutung man nicht im Reinen iſt. Wahrſcheinlich iſt er ein Sinnbild, der die 
Erde treffenden Sonnenſtrahlen, und als ſolches mit dem ganzen Sonnenkultus 
aus dem Orient ſtammend. Der Geiſtliche (der Schwärmer). Der Kuß iſt 
eine ſymboliſche Handlung, in welcher das Herabſteigen des Himmels zur Erde 
dargeſtellt wird. Der Philoſoph. Der Kuß iſt das Sichfortbewegen des Begriffs 
der Lippen, wodurch eine quantitative Differenz des Seins in der quantitativen 
Differenz des andern Seins ſich ſo ſetzt, daß daraus die Identität des Subjekt⸗ 
Objektes und Ideal-Realen entfieht. Der Witzling. Der Kuß iſt der Guß 
einer Seele in die andere. Das Zuſammentreffen der Lippen iſt das Preſſen der 
Citrone in die fade Limonade des Lebens. Dieſer Druck iſt der Ausdruck des 
Eindrucks, den das Herz erhalten; er iſt der einzige Druck, der nachher keiner Gens 
ſur unterworfen wird, und hier haben wir Preßfreiheit. Der Juriſt. Der 
Kuß iſt gar Nichts; denn er läßt ſich weder als dingliches Recht, noch als Obli— 
gatio auffaſſen. Einige haben ihn zum Familienrecht gerechnet und ihn nach Ana— 
logie der Dos behandeln wollen: allein die L. 74 D. de dote constit. läßt ſich 
durchaus nicht auf den Kuß anwenden. Am eheſten könnte man das Küſſen als 
eine donatio inter vivos auffaſſen. Der Liebende. Der Kuß iſt — der 
Himmel! a 
(Eingeſandt.) 
Antwort auf den Artikel in der Zeitung No. 38. Will der 
Herr Verfaſſer von der Richtigkeit der in der Zeitung No. 36. gegebenen 


Beantwortung ſich Ueberzeugung verſchaffen, fo bleibt ihm unbenommen, ſich 
deshalb an die Ortsbehörde zu wenden. 


Stadttheater zu Poſen. 
Donnerſtag den 17. Februar: Siebente Vorſtellung 
des Griechiſchen Hof-Künſtlers Herrn Wiljalba 
Frikel und der Herren Gebrüder Joanowicz. — 
Dieſem geht vor: Der Rechnungsrath und 
feine Töchter; Lufifpiel in 3 Akten. 


Bei den Unterzeichneten find in Folge der Bekannt⸗ 
machung vom Iten d. M. für die Nothleidenden in 
den Kreiſen Rybnik und Pleß nachſtehende Bei— 
träge eingegangen: 

1) Vom Ofſftzier⸗Corps des 19. Inf.⸗Regiments 
50 Rthlr. 2) Frau Generalin v. Colomb 2 Frd'or. 
(11Rıle.10 Sg.) 3) Hr. General v. Colomb 8 Frd'or. 
(45 Rthlr. 10 Sgr.) 4) Herr Erzbiſchof v. Przy⸗ 
Iusti 100 Rthlr. 5) Hr. Domherr Brzezinski 20 
Rthlr. 6) Hr. Pönitentiar Pluczewski 3 Rilr. 7) 
Th. 11 Rihlr. 10 Sgr. 8) K. 5 Rthlr. 9) Hr. 
Regierungs-Rath Bogedain 2 Rthlr. 10) Hr. Ju⸗ 
ſtizrath Hoyer 5 Rthlr. 11) Hr. Andreas Potural⸗ 
ski 3 Rihlr. 12) Hr. Landrath a. D. v Lektzycki 
5 Rihlr. 13) X. G. 5 Rihlr. 14) X. K. 2 Rilr. 

15 Sgr. 15) X. D. 2 Rthlr. 15 Sgr. 16) K. B. 
2 Rılr. 17) S 5 Sgr. 18) Hr. Ob.⸗Reg.⸗R. v. bE⸗ 
ſtoeg 5 Rtlr. 19) H. Z. 10 Rthlr. 20) v. T. 5 Kthlr. 
21) B. 1Rtlr. 22) S. 1 Rilr. 23) Hr. Kfm. Cohn 
1. Rtir. 24) Hr. Korach, Chirurgus I. Kl., 15 Sgr. 
25) Mad. Schultze in der goldnen G. 1 Rihlr. 26) 
Hr. Kfm. Mewes 1 Ktlr. 27) Fr. 3 Rtlr. 28) E. Fr. 
2 Rtlr. 29) Lieutn. B. 1 Rtlr. 30) Hr. Kim. J. Kö⸗ 
nigsberger 3 Rthlr. 31) Frau Geh. Juſtizräthin v. 
Greveniz 5 Rtlr. 32) Hr. Oberpred. Nieſe 2 Kthlr. 
33) Hr. Schmiedemſtr. Wilke 1 Rtlr. 34) Hr Kfm. 
Marcuſe jun. 1Rtlr. 35) Hr. Kfm. Abr. Aſch 1 Rtlr. 
36) Hr. Kfm Bottſtein 2 Rll. 37) Hrn. Maler Haller's 
Attelier 20 Sgr. 38) Hr. Kfm. Meier Wolff 3 Rtlr. 
39) Hr. Kim. Goldberg 1 Duk. (3 Ntlr. 5 Sg.) 40) 
Or. Kfm. Miſch sen. 2Rtlr. 41) Hr. Pincus u. L. 
Miſch, Kaufleute, 2 Rılr. 42) Hr. Proviantmſtr. 
Raſcht 5 Rilr. 43) Hr. Dr. med. Wolff 3 Rilr. 
4%) B. G. 10 Rihlr. 45) Von 4 Mustetieren des 
19. Inf. Regts 15 Sgr. 45) M. Schl. 1 Rthlr. 
46) J. F. M. 10 Rihlr. 47) B. F. 10 Kepler. 

In Summa 375 Rihlr. Courant. 

Poſen, den 16. Februar 1848. 

v. Przykugkt. Dr. Freymark. Dzialynski. 


v. Kries. X. Brzezinsti. Kolanowski. Gu⸗ 


derian. Ordelin. v. Co lom b. v. Tieſchowitz. 
a Wohlthätig tet. 
Für die Nothleidenden im Pleffer und Rybni⸗ 
ker Kreiſe ſind ferner bei uns eingegangen: 


147) Herr Ober⸗Rabb. Sal. Eiger 3 Rilr. 148) 
Aus der eilchenfeldſchen jüd. Mädchenſchule 5 un 


9 Sgr. 149) Von den Schülern der Clementar- 
Schule II. Klaſſe B. 1 Rthir. 3 Sgr. 9 Pf. 1500 


Von verſchiedenen Gäſſen des Hötel de Baviere 
geſammelt 11 Rihlr. 151) Hr. Ober-Appell. Ger.⸗R. 
Jeiſek 5 Rthlr. 152) Freiwilliger Beitrag von den 
Commis des Jfracl. Handlungsdiener-Inſtituts 13 
Rthlr. 17 Sgr. 6 Pf. 153) Hr. Kaufm. Gabriel 
Wolff Katt 10 Rtlr. 154) H. Nr. No. 43 1 Rilr. 
155) H. v. T. 10 Rthir. 

In Summa 35 Rthlr. Gold, 1 Gulden Rhein. 
und 462 Rthlr. 16 Sgr. Tourant. 

Fernere Beiträge werden angenommen. 
Poſen, den 16. Februar 1848. 


Die Zeitungs⸗Expedition von W. Decker & Comp: 


Bekanntmachung. 

Vor einiger Zeit hat ein Reiſender, der mit der 
in der Nacht von hier nach Breslau abgegangenen 
Poſt abgereiſt iſt, dem Hausdiener eine ſilberne Ta— 
ſchenuhr zur Aufbewahrung übergeben. Der unbes 
kannte Eigenthümer dieſer Uhr wird aufgefordert, 
ſolche wieder in Empfang zu nehmen. 

Poſen, den 9. Februar 1818. 

Ober-Poſt-Amt. 


Bekanntmachung. 

Mittwoch den 23ſten Februar 1848 Nach⸗ 
mittags 2 Uhr ſollen in der Gartenſtraße No. 4. 
(früher Kubickiſchen Grundſtücke): ein großes 
Garten-Zelt nerft Drillich zur Bedeckung dieſes Zel— 
tes, Garten-Lauben, Tiſche, Bänke, nebſt zwei 
Orcheſter⸗ und zwei Cylinder-Lampen, im Wege der 
Auktion gegen gleich baare Bezahlung verkauft werden. 

Poſen, den 16. Februar 1848. 

Rappolt, 
Land- und Stadtgerichts-Exckutor. 
JC ĩͤ v 

Ein junger Menſch von 1416 Jahren, der der 
Deutſchen Sprache mächtig iſt, wird als Bedienter 
auf Reiſen geſucht. Nähere Auskunft in Lauk's 
Hotel beim Griechiſchen Hoſkünſtler W. Frikel. 


Auf dem Dominium Deutſch- Poppen bei 


Schmiegel ſtehen vier Hengſte zum Verkauf, wovon 
der eine Vollblut, die drei andern Halbblut 
ſind, ſo wie auch zwei Halbblut-Stuten. Die 
näheren Bedingungen ſind am Orte zu erfahren. 


Aechte Wiener und Franzöſiſche Glacees, fo wie 
auch gute Waſchhandſchuhe, wildlederne Bein— 


kleider in allen Farben, Hoſenträger, Schlipſe und 


Cravatten, und alle in mein Fach einſchlagende 


Artikel empfehle ich in großer Auswahl. 


C. Bardfeld, Handſchuhmacher, 
Breiteſtraße No. II. 
Poſen, den 2. Februar 1848. ' 


No. 38. Graben 
ift eine Wohnung von 3 Zimmern und Küche Par⸗ 
terre, ſo wie eine zweite für einen einzelnen Herrn, 
beſtehend in zwei Dachſtuben, von Oſtern ab billig 
zu vermiethen. Das Nähere iſt beim Hauswirth, 
Kommerzien-Rath Bielefeld, zu erfragen. N 
S ae a at 

ER riedrichsfiraße No. 17. it vom Iften April 
c. ab eine bequeme Familienwohnung von 3 Stuben 
nebſt Zubehör in der 2ten Etage, 

und No. 18. zwei Zimmer für einen einzelnen 
Herrn zu vermiethen. Gratz. 
. ͤ— tx: 1s0 BEE: ZUR NN) 2 BER ABI De LS SE 

Krämerſtraße No. 12. iſt ein Laden nebſt einer da⸗ 
mit verbundenen Wohnung, beſtehend aus drei Stu⸗ 
ben nebſt Küche, von Oſtern c. ab zu vermiethen. 

Das Nähere beim Wirth Markt No. 88. 


Auf dem Vorwerk Padorzewo bei Pudewitz 
ſtehen 45 Stück fette Hammel zu Verkauf. 
— ͤ 

Ich backe jetzt größeres Brod, weil ich billiges 
Korn beſitze; auf dem Brode iſt No. 12, 

No wacki, N 
Kleine Gerberſtraße No. 19. 


e n HHN N HRG 
Milch - Verkauf. 
15 Neueſtraße, in dem Kob ylopoler Milch— 


Keller, wird von heute ab das Quart Milch 
zu 14 Sgr. verkauft. 
| 7) Poſen, den 16. Februar 1848, 


ANN NN N NH 
Wildpret. 


Die Jagden waren zu groß, als daß ich Alles 
nach Poſen bringen follte. Um nun völlig auſzu⸗ 
räumen, bringe ich 


Freitag den 18. d. Mts. 


einen kleinen Transport Hafen und einige ſtarke 
Rehe N Lofer. 


Bekanntmachung. 

Zu dem, von den geehrten bürgerlichen Familien, 
auf Sonnabend den 19. Februar, ſubſcribirten Ball, 
lade ich noch alle geehrten bürgerlichen Familien, 
an welche die Subſcriptions⸗Liſte nicht gelangt iſt, 
dazu ganz ergebenft ein. Entree a Familie 10 Sgr. 

Zychlinski, Friedrichsſtraße No. 28. 


